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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

zunéchst wiinschen wir all unseren
Lesern und Ihren Familien ein gesundes
und erfolgreiches neues Jahr 2013! Das
neue Jahr beginnt auch gleich mit guten
Meldungen. So ist der Basiszinssatz
erstmals negativ mit -0,13 % festgesetzt
worden. Die niedrigen Leitzinsen sind
zwar auch ein Stiick weit Gewitterwolke
ob der schwierigen Finanzlage gleich
mehrerer L&nder in der EU. Zugleich
stellt dies zusammen mit niedrigen
Zinsen einen positiven Effekt fur die

Kurze Meldungen

Fiktive Hausmeisterkosten bei der Be-
triebskostenabrechnung

Der BGH bestdtigte im Urteil vom
14.11.2012, dass der Vermieter in der Be-
triebskostenabrechnung auch fiktive Kosten
fur Hausmeister und Gartenpflege abrechnen
kdnne, wenn er diese Leistungen eigenhandig
erbringe. Der Vermieter habe mit der Vorla-
ge eines Angebotes eines Drittunternehmens
hinreichend dargetan, welchen Wert diese

Mietrecht

Eigenbedarfskiindigung zur Nutzung als

Nach & 573 Abs. 2 Nr. 2 BGB
kann der Vermieter von Wohn-
raum eine ordentliche Kindi-
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Immobilienwirtschaft dar. Die Suche
nach sicheren Sachwerten und giinstige
Kredite geben die hierfir notwendigen
Impulse.

Auch wir méchten Impulse setzen und
die Kinderhospitzstiftung Bérenherz
Leipzig e.V. unterstiitzen. Fir jede
Akte, die wir 2012 anlegen durften,
haben wir einen Euro gespendet und
den Betrag glatt aufgerundet. Auf diese
Weise haben unsere Mandanten die

Leistungen besaRen. Bei dieser Betrachtung
diirfe aber die Mehrwertsteuer keine Bertick-
sichtigung finden (V111 ZR 41/12).

Umlage von Wartungskosten miissen
keine Obergrenze vorsehen

Nach einem Urteil des BGH vom 7.11.12 ist
die Umlage von Wartungskosten (Gasther-
me) nicht deshalb formularvertraglich un-
wirksam, weil keine betragsméRige Begren-

gung aussprechen, wenn er die
Wohnung fir sich oder einen
nahen  Angehdrigen  nutzen
mochte. Der BGH hat diesen
Anwendungsfall mit Urteil vom
26.9.2012 auch auf solche Félle
ausgedehnt, bei denen der Ver-
mieter die Wohnung fir berufli-
che Zwecke nutzen mdchte. Da
in der gesetzlichen Regelung
ausdrucklich die Nutzung als
»Wohnung™ benannt ist, stiitzt
der VIII. Zivilsenat die Kindi-
gungsmdoglichkeit auf den all-
gemeinen Tatbestand des § 573

gute Tat finanziert. Wenn auch Sie dem
Leipziger Kinderhospitz daneben eine
Geldspende zukommen lassen wollen,
kénnen Sie die getétigte Spende unter
der nachfolgend benannten Bankverbin-
dung aufstocken: Barenherz e.V., Spar-
kasse Leipzig, Bankleitzahl: 860 555
92, Kontonummer: 110 100 00 11.
Néhere Informationen zum Verein und
zur Stiftung Badrenherz erhalten Sie
unter www.baerenherz-Lepzig.de

Es gruft herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

zung in der Umlagevereinbarung vorhanden
ist. Auch die BetrkV sehe eine entsprechende
Begrenzung nicht vor (VI ZR 119/12).

Neuer Betriebskostenspiegel

Seit Anfang Dezember kann man bei der
Stadt Leipzig den aktuellen Betriebskosten-
spiegel 2012 beziehen.

Kanzlei

Abs. 1 BGB. Der verfassungs-
rechtliche Schutz der Berufsfrei-
heit in Art. 12 GG wiege nicht
minder bei der Bewertung des
berechtigten  Eigenbedarfsinte-
resses als der verfassungsrechtli-
che Schutz des Eigentums in
Art. 14 GG, lieR der BGH in
seinem Urteil verlautbaren. Dies
gelte um so mehr, wenn sich die
Wohnung des Vermieters und
die in Aussicht genommenen
neuen Kanzleirdumlichkeiten im
selben Haus befanden (VIII ZR
330/11).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ein berechtigtes Interesse des Vermieters an der Beendigung des Mietverhältnisses
liegt insbesondere vor, wenn
2. der Vermieter die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen
oder Angehörige seines Haushalts benötigt oder


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der
Beendigung des Mietverhältnisses hat. Die Kündigung zum Zwecke der Mieterhöhung ist
ausgeschlossen.


SHLIES

Bandbreite des zu tolerierenden Verkehrslarms

Mit der Frage, wie viel zusatzli-
chen Verkehrslarm der Mieter
hinnehmen muss und ab wann
ein zur Minderung berechtigen-
der Mietmangel vorliegt, setzte
sich der BGH im Urteil vom
19.12.2012 auseinander. Die
Beklagten waren seit dem Jahr
2004 Mieter einer Wohnung in
der Schlossallee in Berlin Pan-
kow. Von Juni 2009 bis Novem-
ber 2012 wurde der stadtein-
warts fahrende Verkehr tiber die
Schlossallee umgeleitet, weil auf
der gesamten Ldange der Pase-
walker Stralle, Uber die der Ver-
kehr bis dahin geflossen war,
umfangreiche StralRenbauarbei-
ten durchgefihrt wurden.

Die Mieter minderten wegen der
hierdurch gestiegenen L&rmbe-
lastigung die Miete ab Oktober
2009. Die Vermieterin klagte
nach der Wiederherstellung der
vormaligen  Verkehrssituation
insgesamt knapp 1400 € gemin-

derte Miete ein. Das Amtsgericht
gab der Klage statt. Auf die Be-
rufung der Mieter wurde das
Urteil abgeéndert und nur eine
Mietminderung von rund 550 €
zuerkannt. Der BGH hob
schlieflich das Berufungsurteil
auf und gab der Klage im vollem
Umfang statt.

Der VIII. Zivilsenat fihrte in
seinem Urteil aus, dass flr die
Annahme einer stillschweigend
abgeschlossenen Beschaffen-
heitsvereinbarung nicht ausrei-
che, dass der Mieter bei Ver-
tragsabschluss die verhaltnisma-
Big geringe Belastung durch
Verkehrslarm als  vorteilhaft
wahrnehme und er sich mogli-
cherweise auch deswegen zur
Anmietung der Wohnung ent-
scheide. Erforderlich sei viel-
mehr, dass der Vermieter erken-
ne oder erkennen misse, dass
der Mieter die vorhandene ge-
ringe Larmbelastung als mal-

gebliches Kriterium fiir den ver-
tragsgemalien Zustand der Miet-
sache ansehe und dass der Ver-
mieter hierauf in irgendeiner
Form zustimmend hierauf re-
agiere.

Hierfur habe es vorliegend keine
Anhaltspunkte  gegeben. Der
vertragsgemale  Zustand  der
Wohnung bestimme sich daher
nach der Verkehrsanschauung
unter Berlicksichtigung des Nut-
zungszweckes und des Grund-
satzes von Treu und Glauben.
Danach stelle die vorubergehen-
de Erhéhung der Larmbelasti-
gung keinen Mangel dar, da die
vorgetragenen Larmwerte noch
immer den im Berliner Miet-
spiegel fir diese Wohngegend
ausgewiesenen Larmwerten
entsprechen wiirde. Die in die-
sem Rahmen erhohten Larmwer-
te seien daher von den Mietern
hinzunehmen (VIII ZR 152/12).

Zum Vorbehalt der Nachberechnung von Betriebskosten

Die Mieterin war bis 2007 Uber
einen Wohnraummietvertrag fiir
eine Berliner Wohnung mit dem
Vermieter verbunden. Der Ver-
mieter hatte wahrend der Miet-
zeit die Jahre 2002 bis 2006
abgerechnet, sich dabei aber
vorbehalten, die Grundsteuer
dem Betrag nach erhoht spater
abzurechnen, weil er eine Kor-
rektur des Grundsteuerbeschei-
des erwarte. Mit Bescheid vom
3.12.2007 setzte das zustandige
Finanzamt die  Grundsteuer
rickwirkend ab dem Jahr 2002
neu fest. Im Januar 2008 berech-
nete der Vermieter nachtraglich
fur die Jahre 2002 bis 2006 ins-
gesamt 1.095 € nach. Die Miete-

rin bezahlte nicht, so dass der
Vermieter 2010 klagte. Die Mie-
terin berief sich auf die Verjéh-
rung der Forderung.

Der VIII. Zivilsenat erkannte im
Urteil vom 12.12.2012 keine
Verjahrung der Forderung. Der
Verjahrungsbeginn werde durch
die Falligkeit der Forderung
ausgelost, 8§ 199 BGB. Diese
kénne indessen nicht vor der
Abrechnung durch den Vermie-
ter eintreten. Auch sei der Ver-
mieter nicht durch die Regelung
in 8 556 Abs. 3 BGB an der
Nachberechnung der Grund-
steuernachforderung gehindert.
Zwar sei die Frist verwirkt wor-

den. Indessen stehe der Forde-
rungsausschluss unter der Aus-
nahme, dass der Vermieter ohne
Verschulden an der Abrechnung
gehindert sei (V111 ZR 264/12).

Anmerkung: Im Urteil vom
5.7.2006 (VIII ZR 220/05) -
ZIV 2006, 70 hat der BGH ent-
schieden, dass der Vermieter die
Nachforderung nur  wirksam
geltend machen konne, wenn er
nach Beseitigung des Abrech-
nungshindernisses zeitnah ab-
rechne. Die Grenze fiir die ,,zeit-
nahe Abrechnung™ hat er bei 3
Monaten gesehen.
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.


SHLIES

Ausnahmsweise keine Gegenrechte des Mieters bei fehlender Abrechnung

Rechnet der Vermieter nicht
binnen Jahresfrist (ber die Be-
triebskostenvorauszahlungen des
Mieters ab, erleidet der Vermie-
ter nach § 556 Abs. 3 BGB einen
Nachforderungsausschluss. Um-
gekehrt, wenn der Mieter ein
Guthaben aus der Betriebskos-
tenabrechnung erwarten darf,
ordnet das Gesetz keine Sank-
tionen an, wenn der Vermieter
nicht abrechnet und die Gutha-
benforderung des Mieter hier-
durch nicht fallig gestellt wird.

Der BGH hat daher im Urteil
vom 9.3.2005 (VIII ZR 57/04 —
Mandantenzeitung 2005, 21)
entschieden, dass der Mieter
mangels fristgerechter Abrech-
nung seine gesamten insoweit
geleisteten Vorauszahlungen
zuriick verlangen kann, wenn zu

Gewerbemietrecht

diesem Zeitpunkt das Mietver-
héltnis bereits nicht mehr be-
stand. Ein Jahr spater hat er fir
das laufende Mietverhéltnis be-
stimmt, dass der Mieter zwar die
Vorauszahlungen nicht zuriick
verlangen koénne, er aber die
laufenden Vorauszahlungen
zurick behalten diirfe, bis dass
der Vermieter seiner Verpflich-
tung zur Abrechnung nachge-
kommen st (Urteil vom
29.3.2006, VII ZR 191/05 -
ZIV 2006, 57).

Nunmehr befasste sich der Miet-
rechtssenat im  Urteil vom
26.9.2012 mit einer weiteren
Konstellation, bei der der Mieter
bereits im laufenden Mietver-
héltnis die Madglichkeit hatte,
von seinem Recht zur Zurlickbe-
haltung Gebrauch zu machen,

diese Mdoglichkeit aber nicht
nutzte. Vielmehr forderte der
Mieter nach Beendigung des
Mietverhéltnisses auf eben jene
Rechtsprechung des BGH stiit-
zend seine Vorauszahlungen
vom Vermieter zuriick.

Die Forderung des Mieters wies
der BGH zurick. Die Karlsruher
Bundesrichter legten dar, dass
der Mieter in diesem Fall nicht
schutzbedirftig sei. Er hatte
bereits wéhrend des laufenden
Mietverhéltnisses im Wege der
Zuruckbehaltung die Abrech-
nung seiner VVorauszahlungen fur
die Betriebskosten erzwingen
konnen. Uberdies sei der Ab-
rechnungsanspruch im Zeitpunkt
der Beendigung des Mietver-
héltnisses bereits verjahrt gewe-
sen (VI ZR 315/11).

Unwirksame Bk-Umlageklauseln im Gewerbemietvertrag

Im Urteil vom 26.9.2012 setzte
sich der BGH mit der Wirksam-
keit verschiedener Betriebskos-
tenumlageklauseln eines Gewer-
bemietvertrages auseinander.
Der Mietvertrag sah u.a. folgen-
de Regelung vor:

., Nebenkosten werden in ihrer
tatséchlich nachgewiesenen
Hohe ohne Beschrénkung auf
die in Anl. 3 zu § 27 Abs. 1 der
1. Berechnungsverordnung auf-
gefiihrten Kosten auf die Mieter
umgelegt. Insbesondere sind dies
die Kosten fir: (...) Hausmeister,
Betriebspersonal, Centermana-
ger und Verwaltung, die War-
tung und Instandhaltung aller
technischen Einrichtungen ein-
schlieflich der Kosten des Be-
triebes (...), Versicherungen “.

Nachdem die Mieterin die Be-
triebskostensalden mehrerer
Jahre nicht bezahlt hatte, klagte
die Vermieterin und verlor
schlieBlich ganz Uberwiegend
vor dem Gewerbemietrechtsse-
nat. Die Richter des XII. Zivil-
senates fihrten in ihrem Urteil
aus, dass die Betriebskosten-
klauseln den Malstaben flr vor-
formulierte  Vertragsbedingun-
gen geniigen mussten. Sie dirf-
ten daher den Vertragspartner
des Klauselverwenders nicht
entgegen den Geboten von Treu
und Glauben unangemessen
benachteiligen (8 307 Abs. 1
BGB). Der Mieter misse sich
ein inhaltlich genligend be-
stimmtes Bild davon machen
konne, zu welchen zuséatzlichen
Kosten er neben der Grundmiete

herangezogen werde. Danach sei
die Umlage der Kosten fiir ,,Ver-
sicherungen® unwirksam. Es sei
unklar, welche Art und Hohe
von Versicherungsbeitrdgen auf
den Mieter zukdmen. Zur Aus-
fullung des Versicherungsbe-
griffs konnten vorliegend auch
nicht die Regelungen zu Nr. 13
der Anlage 3 zu § 27 der Il. Be-
rechnungsverordnung oder nun-
mehr zu § 2 Nr. 13 BetrKV he-
rangezogen werden. Aufgrund
der vertraglichen Regelung sei
eine Beschréankung der Umlage
der insoweit anfallenden Kosten
auf die gesetzlich normierten
Tatbestdnde gerade nicht ge-
wollt.

Ebenso unwirksam sei die Um-
lage der ,,Hausmeisterkosten
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.


und die Regelung zur ,,Wartung
und Instandhaltung aller techni-
schen Einrichtungen“, § 307
Abs. 1, 2 BGB, weil dem Mieter
die Erhaltungslast fur das ge-
samte Gebdude auferlegt werden
konnte. Nach § 535 Abs. 1 BGB
habe der Vermieter dem Mieter
die Mietsache in einem zum
vertragsgeméalRen Gebrauch ge-
eigneten Zustand zu (berlassen
und sie wahrend der Mietzeit in
diesem Zustand zu erhalten. Ihm
obliege mithin die Instandhal-
tung und Instandsetzung des
Mietobjekts. Die Verpflichtung
zur Erhaltung konne nach der
Rechtsprechung des BGH’s bei
der Geschéftsraummiete formu-
larmaRig auf den Mieter Ubertra-
gen werden, soweit sie sich auf
Schaden erstrecke, die dem
Mietgebrauch oder der Risiko-
sphére des Mieters zuzuordnen
sei. Die zulassige Abweichung
vom gesetzlichen Leitbild finde
aber dort ihre Grenze, wo dem
Mieter die Erhaltungslast von
gemeinsam mit anderen Mietern
genutzten Flachen und Anlagen
ohne Beschréankung der Hohe
nach auferlegt werde. Denn da-
mit wirden dem Mieter auch

SHLIES

Kosten Ubertragen werden, die
nicht durch seinen Mietgebrauch
veranlasst seien und die nicht in
seinen Risikobereich fielen. Ihm
wirden dadurch letztlich auch
die Kosten fur die Behebung
anfanglicher Mangel bzw. be-
reits vorhandener Abnutzungen
durch Reparatur oder Erneue-
rung Ubertragen, deren Hohe fir
ihn nicht Gberschaubar sei. Fer-

ner wirden ihm Kosten fir
Schéaden auferlegt, die Dritte
verursacht hatten, fir deren

Handeln er aber im Ubrigen
keine Verantwortung trage. Die-
se Abweichung vom gesetzli-
chen Leitbild des Mietvertrages
benachteilige den Mieter unan-
gemessen. Die Ubertragung der
Erhaltungslast gemeinschaftlich
genutzter Flachen und Anlagen
sei nur dann wirksam, wenn sie
in einem zumutbaren, durch eine
Kostenbegrenzung  beschriebe-
nen Rahmen erfolge (BGH-
Urteil vom 6.4.2005, XII ZR
158/01). Auch die Hausmeister-
kosten konnten in diesem Fall
nicht durch einen Ruckgriff auf
die Il. Berechnungsverordnung
bzw. BetrkV gerettet werden,
weil diese Regelungen im Miet-

vertrag  ausdrucklich
schlossen worden seien.

ausge-

Bezuglich der ebenfalls umge-
legten Centermanagement-
Kosten stellte der BGH unter
Bezugnahme auf die bereits
bestehende Senatsrechtspre-
chung (Urteil vom 3.8.2011, XIlI
ZR 205/09 — ZIV 2011, 57) fest,
dass diese Klausel ebenfalls
unwirksam sei. Umgekehrt sei
die Umlage von Verwaltungs-
kosten wirksam, weil dieser
Begriff nach der Senatsrecht-
sprechung hinreichend bestimmt
sei (Urteil vom 9.12.2009, XIlI
ZR 109/08 — Z1V 2010, 2).

SchlieRlich waren noch die Zin-
sen auf verspatete Betriebskos-
tenvorauszahlungen in Streit.
Der BGH stellte fest, dass der
Zinsanspruch auch dann nicht
untergehe, wenn der Vermieter
aufgrund des Eintritts der Ab-
rechnungsreife keine Vorauszah-
lungen mehr verlangen konne.
Nur die Verzinsungspflicht an
sich ende in diesem Augenblick
(XI1 ZR 112/10).

Duldungspflichten des Gewerberaummieters bei Modernisierungsmaf3nahmen

Die Streitparteien verband ein
Gewerberaummietvertrag ~ Uber
Gewerberdume fur den Betrieb
einer Praxis fir Neurologie und
Psychiatrie. Der Mietvertrag sah
u.a. folgende Regelung vor:

Der Vermieter kann Arbeiten
und bauliche MaRnahmen zur
Erhaltung oder zur Verbesse-
rung der Mietsache oder sonsti-
ger Teile des Gebéaudes, zur
Einsparung von Energie oder
Wasser oder zur Schaffung neu-
en Wohnraums, zur Abwendung
drohender Gefahren oder zur
Schadensbeseitigung auch ohne
Zustimmung des Mieters vor-

nehmen. Der Mieter hat die in
Betracht kommenden R&aume
zuganglich zu halten und darf
die Ausflihrung der Arbeiten
nicht behindern oder verzégern.
§ 554 Abs. 3 Satz 2 BGB, wo-
nach der Mieter in diesem Fall
zur Kindigung berechtigt ist, ist
ausgeschlossen.

Der Gebaudekomplex  weist
ingesamt 33 Wohn- und Gewer-
beraumeinheiten auf. Die Ver-
mieterin teilte den Mietern mit,
dass fir 2010 eine umfassende
Sanierung und Erweiterung des

Gebaudes mit einem Volumen
von 3,5 Mio. € geplant sei.

Die Mieterin kundigte den Miet-
vertrag auBerordentlich und frist-
los und zog aus. Sie verlangte
von der Vermieterin Ersatz der
Umzugskosten. Die Vermieterin
lehnte dies ab. Der Streit begann
und zog sich durch die Instan-
zen, bis der BGH mit Urteil vom
31.10.2012 (X1l ZR 126/11) den
Diskussionen ein Ende setzte.

Der XII. Zivilsenat sprach der
Mieterin den geltend gemachten
Schadensersatzanspruch zu. Der
Anspruch kénne jedoch nicht auf
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch
der Mietsache während der Mietzeit zu gewähren. Der Vermieter hat die Mietsache dem
Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu überlassen und sie
während der Mietzeit in diesem Zustand zu erhalten. Er hat die auf der Mietsache
ruhenden Lasten zu tragen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.


8 554 Abs. 4i.V.m. § 578 Abs. 2
BGB gestitzt werden. Aufwen-
dungen im Sinne dieser Norm
seien nicht die mit einem Umzug
verbundenen Kosten, die dem
Mieter entstiinden, weil er ge-
kiundigt habe und ausziehe, um
der Duldung der Modernisie-
rungs- oder Erhaltungsmafnah-
men zu entgehen. Gleicherma-
Ren bote auch die mietvertragli-
che Regelung fiur diesen Scha-
den keine Anspruchsgrundlage.
Wie bei der gesetzlichen Rege-
lung gabe es nur Ersatz der
Schéden, die infolge der Dul-
dung entstiinden.

Der Anspruch griinde sich viel-
mehr auf § 536a Abs. 1 BGB.
Die bevorstehenden Baumal3-
nahmen seien derart umfang-
reich und fir die Mieterin und
deren Patienten belastend, dass
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die Mieterin nicht duldungs-
pflichtig sei. Da die Baumal-
nahmen sicher bevorstanden, sei
eine auBerordentliche Kundi-
gung auch ohne vorherige Frist-
setzung oder Abmahnung zulds-
sig gewesen, § 543 Abs. 2 Nr. 1
BGB. Den Rickgriff auf den —
mietvertraglich  ausgeschlosse-
nen -Kiindigungstatbestand des §
554 Abs. 3 Satz 2 BGB bedurfte
es daher gar nicht.

Die Feststellungen der Vorin-
stanz, dass mit dem Abriss der
Garagen, der Balkone und des
Daches sowie dem Neubau von
Aufzugsanlagen, Balkonen,
einer Tiefgarage, der Fassade,
der Neugestaltung des Treppen-
hauses, der Erneuerung der
Fenster und der Neuinstallation
samtlicher Versorgungsleitungen
Bel&stigungen verbunden seien,

die den Betrieb einer Praxis fir
Neurologie und Psychiatrie prak-
tisch unmdglich machten, seien
nicht zu beanstanden. Durch die
beabsichtigten BaumafRnahmen
ware die Tauglichkeit der Miet-
rdume zum vertragsgemalien
Gebrauch fur einen langeren
Zeitraum aufgehoben. Diesen
Mangel habe die Vermieterin
auch zu vertreten. Die Manah-
men hétten fur die Mieterin eine
unzumutbare Harte dargestellt,
da sie letztlich existenzbedro-
hend hétten sein konnen. Die
Auferlegung derartiger Risiken
sei auch unter Wirdigung der
berechtigten Interessen der Be-
klagten an einer Steigerung der
wirtschaftlichen Verwertbarkeit
des Mietobjekts nicht zu recht-
fertigen.

Verletzung des Konkurrenzschutzes berechtigt zur Mietminderung

Der Streitfall spielte sich dies-
mal in Leipzig, in der Praxiskli-
nik am Johannisplatz ab. 2002
mietete dort ein Facharzt fir
Orthopédie Praxisrdumlichkeiten
fir 10 Jahre mit Verlangerungs-
option an. Im Mietvertrag wurde
ein  Konkurrenzschutz verein-
bart. Ein Jahr spater mietete ein
Arzt mit der Fachdisziplin Chi-
rurgie/Unfallchirurgie ebenfalls
Praxisraumlichkeiten im Objekt
an. In seine Praxis trat ein weite-
rer Arzt mit dem Schwerpunkt
Gelenkchirurgie ein. Er bot ins-
besondere drztliche Behandlun-
gen an den Stitz- und Bewe-
gungsorganen an. Der Erstmieter
erkannte darin eine Verletzung
seines  Konkurrenzschutzberei-
ches fur Orthopéadie. Er rugte die
Verletzung und forderte Beseiti-
gung der Konkurrenzsituation
und erklarte zudem, dass er
Minderungsanspriiche i.H.v.
50% geltend mache und die Mie-
te insoweit fortan nur noch unter

Vorbehalt zahle. Als die Vermie-
terin keine Abhilfe schuf, klagte
der Arzt auf Feststellung, dass
die Miete um 50% gemindert sei
und forderte die Beseitigung der
Konkurrenzsituation. Die Ver-
mieterin vertrat die Auffassung,
dass keine Konkurrenzschutz-
verletzung vorliege. AuRerdem
sei die Unterlassungsforderung
auf eine unmdgliche Leistung
gerichtet, 8§ 275 BGB. Die Ver-
mieterin sei wegen der Befris-
tung des Mietvertrages mit dem
weiteren Mietern am Vertrag
gebunden und koénne ihn und die
mogliche  Konkurrenzsituation
nicht beenden. Die Forderung sei
daher erloschen.

Der BGH bestétigte im Urteil
vom 10.10.2012 Land- und
Oberlandesgericht  in ihrer
Rechtsauffassung, dass auch die
Uberschneidung des Wettbe-
werbs im Randgebiet der jewei-
ligen Praxis eine Verletzung des

Konkurrenzschutzes  darstelle,
gleichviel ob der Konkurrenz-
schutz ausdriicklich vereinbart
sei oder nur vertragsimmanent
(BGHZ 70, 79) sei. Bisher sei
obergerichtlich nicht entschieden
worden, ob in der Verletzung
des Konkurrenzschutzes ein zur
Mietminderung berechtigender
Mietmangel liege. Dies sei je-
doch entgegen der Rechtsauffas-
sung des OLG Dresdens anzu-
nehmen, so der XII. Senat weiter
in seinen Urteilsgriinden. So-
wohl die vertragsimmanente als
auch der vereinbarte Konkur-
renzschutz bestimmten den ver-
tragsgemalen Gebrauch gemal
8 535 BGB, deren Stérung die
Tauglichkeit der Mietsache zum
vertragsgeméaBRen Gebrauch un-
mittelbar beeintrachtigten.

Der Rechtsstreit wurde zum
Oberlandesgericht Dresden zu-
rick verwiesen, damit dort das
Mal} der Beeintrachtigung und
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Kommentar zu Text
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Satz 1 hat der Vermieter dem Mieter spätestens drei
Monate vor Beginn der Maßnahme deren Art sowie voraussichtlichen Umfang und Beginn,
voraussichtliche Dauer und die zu erwartende Mieterhöhung in Textform mitzuteilen.
Der Mieter ist berechtigt, bis zum Ablauf des Monats, der auf den Zugang der
Mitteilung folgt, außerordentlich zum Ablauf des nächsten Monats zu kündigen. Diese
Vorschriften gelten nicht bei Maßnahmen, die nur mit einer unerheblichen Einwirkung
auf die vermieteten Räume verbunden sind und nur zu einer unerheblichen Mieterhöhung
führen.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
1. dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache ganz oder zum Teil
nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird,

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 578 Mietverhältnisse über Grundstücke und Räume

(2) Auf Mietverhältnisse über Räume, die keine Wohnräume sind, sind die in Absatz 1
genannten Vorschriften sowie § 552 Abs. 1, § 554 Abs. 1 bis 4 und § 569 Abs. 2
entsprechend anzuwenden. Sind die Räume zum Aufenthalt von Menschen bestimmt, so gilt
außerdem § 569 Abs. 1 entsprechend.
BGB § 578a Mietverhältnisse über eingetragene Schiffe

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Ist ein Mangel im Sinne des § 536 bei Vertragsschluss vorhanden oder entsteht ein
solcher Mangel später wegen eines Umstands, den der Vermieter zu vertreten hat, oder
kommt der Vermieter mit der Beseitigung eines Mangels in Verzug, so kann der Mieter
unbeschadet der Rechte aus § 536 Schadensersatz verlangen.
(2) Der Mieter kann den Mangel selbst beseitigen und Ersatz der erforderlichen
Aufwendungen verlangen, wenn
1. der Vermieter mit der Beseitigung des Mangels in Verzug ist oder
2. die umgehende Beseitigung des Mangels zur Erhaltung oder Wiederherstellung
des Bestands der Mietsache notwendig ist.

Schultze
Kommentar zu Text

Der Anspruch auf Leistung ist ausgeschlossen, soweit diese für den Schuldner oder für jedermann unmöglich ist.



damit auch die Minderungsquote
bestimmt werden konne.

Auch dem weiteren Klageantrag
der Beseitigung der Konkurrenz-
situation wurde statt gegeben. Es
sei nicht ausreichend dargelegt,

WEG-Recht
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dass der Vermieterin die Besei-
tigung der Konkurrenzsituation
nicht moglich sei. Dabei sei
nicht nur an die — vertraglich
ausgeschlossene - ordentliche
Kindigung zu denken. Vielmehr
habe es die Vermieterin unver-

sucht gelassen, den weiteren
Mietern einen Mietaufhebungs-
vertrag, ggf. unter Vereinbarung
einer Abfindungssumme, anzu-
bieten (X1 ZR 117/10).

Darlehensaufnahme der WEG ist doch zul&ssig

Seit langem wird in Fachkreisen
darliber gestritten, ob die Woh-
nungseigentiimergemeinschaft
Uberhaupt und wenn ja unter
welchen Voraussetzungen ein
Darlehen aufnehmen darf. Zu-
letzt sprach sich das LG Biele-
feld gegen eine solche Mdglich-
keit aus (ZIV 2011, 73). Geklart
ist auch bereits, dass der Verwal-
ter ohne Beschluss nicht eigen-
maéchtig Kredite flr die Gemein-
schaft aufnehmen darf (BGH-
Urteil vom 18.2.2011 (V ZR
197/10) — ZIV 2011, 7).

Nunmehr hat der BGH mit Urteil
vom 28.9.2012 entschieden, dass
die Gemeinschaft zur Deckung
ihres Finanzbedarfes auch die
Aufnahme von Krediten be-
schlielen darf. Eine im Landge-
richtsbezirk Karlsruhe beheima-
tete Gemeinschaft hatte fir die
Gesamtsanierung der Immobilie
ein Darlehen iiber 550.000 € mit

einer Laufzeit von 20 Jahren
beschlossen.  Der  Beschluss
wurde  bestandskréftig.  Ein
Wohnungseigentiimer stellte auf
einer weiteren WEG-
Versammlung im selben Jahr
den Antrag, ihn von jeglicher
Haftung freizustellen. Der An-
trag wurde abgelehnt. Hiergegen
ging der Eigentlimer klageweise
vor und kampfte sich bis zum
BGH durch.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
aus, dass ein Kernanliegen der
WEG-Novelle die Stérkung der
Beschlusskompetenz  der Ge-
meinschaft gewesen sei. Es liege
im Ermessen der Gemeinschaft,
ob sie ihren aktuellen Finanzbe-
darf durch Erhebung von Son-
derumlagen, der Nutzung von
Riicklagen oder durch die Auf-
nahme von Darlehen decke. Die
Entscheidung hierliber musse
den Grundsdtzen ordnungsge-
malker Verwaltung entsprechen.
Ob der Beschluss vorliegend
diesen Grundsétzen entsprach,
sei nicht mehr zu prifen, nach-
dem der Beschluss bestandskraf-
tig geworden sei. Die vom KI&-
ger gedulerte Sorge, personlich
und gesamtschuldnerisch in Haf-

tung genommen zu werden,
konnte der V. Zivilsenat nicht
nachvollziehen. Der gefasste
Beschluss lieB in der Formulie-
rung eine entsprechende Absicht
weder erkennen, noch hatten die
Gemeinschafter die  Rechts-
macht, einen entsprechenden
Beschluss zu fassen. Eine ge-
samtschuldnerische Haftung fir
das Darlehen kdme nur in Be-
tracht, wenn sich die einzelnen
Wohnungseigentiimer selbst
neben dem Verband klar und
eindeutig auch personlich ver-
pflichteten. Uber einen Be-
schluss sei dies nicht realisier-
bar.

Auch das weiter geduerte Ziel
des Klégers, die Umsetzung des
Beschlusses zu verhindern, kon-
ne nicht erreicht werden. Es
bestinde  grundsatzlich  kein
Anspruch darauf, dass die Aus-
flhrung eines bestandskraftigen
Beschlusses unterbleibe, wenn
sich nicht eine erhebliche Ver-
anderung der tatsachlichen Um-
stinde ergeben habe, die die
Durchfuhrung als treuwidrig (8
242 BGB) erscheinen lasse (V
ZR 251/11).

Kehrtwende des BGH in Bezug auf Nebenintervention

Am 26.1.2009 lehnten die Woh-
nungseigentiimer einer Wirz-

burger Gemeinschaft einen Be-
schlussantrag ab, wonach die fiir

den Austausch wvon Fenstern
entstehenden Kosten jeweils den
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Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie Treu und Glauben mit
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Wohnungseigentiimern auferlegt
werden sollten, deren Wohnun-
gen die jeweiligen Fenster zuzu-
ordnen waren.

Ein Wohnungseigentiimer focht
den Negativ-Beschluss verbun-
den mit Antrag an, die Ubrigen
Wohnungseigentimer zu ver-
urteilen, dem Beschlussantrag
statt zugeben.

Ein Gruppe von anderen Woh-
nungseigentimern der Gemein-
schaft focht den Beschluss eben-
falls an.

Beide Anfechtungsklagen wur-
den unterschiedlichen Richtern
zugewiesen. In dem einen Ver-
fahren waren die Wohnungs-
eigentimer also bzgl. desselben
streitigen Beschlusses Klager im
anderen Verfahren dagegen Be-
klagte. Beide Klagen waren vor
dem Amtsgericht erfolglos. Die
jeweils getrennt  eingelegten
Berufungen wurden abermals
nicht verbunden und waren
ebenfalls erfolglos. Der einzelne
Klager legte allerdings nach
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Zulassung der Revision Rechts-
mittel zum BGH ein.

Der V. Zivilsenat sah sich nun
der Rechtsfrage ausgesetzt, dass
ein Klageverfahren rechtskraftig
abgeschlossen war, das andere
aber nicht. Grundsétzlich be-
stand daher die Gefahr, dass ein
bestandskréaftiges Urteil Gber die
Rechtmafigkeit des Beschlusses
vorliegt und ein anderes, spater
rechtskréftiges Urteil Ober die
Rechtswidrigkeit des Beschlus-
ses vorliegen wirde. Das dirfe
nicht sein, stellte der BGH fest.
In einer solchen Konstellation
mussten die Parteien darauf
hinwirken, dass die Verfahren
miteinander verbunden wiirden.
Unterbliebe dies wie im vorlie-
genden Fall, wirde mit dem
rechtskréaftigen Abschluss des
einen Verfahrens die andere
noch anhdngige Klage unzul&s-
sig werden. Die Verbindung sei
auch noch in der Berufungsin-
stanz moglich gewesen.

Der BGH diskutierte auch die
Rechtsauffassung des Beru-

fungsgerichts, dass nach Wegen
suchte, den Widerspruch aufzu-
klaren, wonach ein Teil der
Wohnungseigentimer — bzgl.
desselben Streitgegenstandes —
Kléager im einen und Beklagte im
anderen Rechtsstreit waren. Die
Auffassung des Berufungsge-
richts, man kdnne jeweils dem
anderen Verfahren auf der ande-
ren Seite als Nebenintervenient
mit der Folge beitreten, dass
man sowohl Beklagter als auch
Kléger sei, wurde verworfen.

Im Urteil vom 27.3.2009 (V ZR
196/08) — ZIV 2009, 36 vertrat
der BGH noch die Auffassung,
dass eine streitgendssischen
Nebenintervention eines Beklag-
ten maoglich sei und dies auch
eine erfolgreiche Beteiligung an
der Klage eines anderen begriin-
den konne. Diese Rechtsauffas-
sung gab der BGH nunmehr im
neuerlichen Urteil endgiltig auf
(V_ZR 7/12). Eine streitgendssi-
sche  Nebenintervention  sei
grundsétzlich bei Anfechtungs-
klagen unzuléssig.

Beschrankte Beschlussanfechtung nur bei abtrennbaren Beschlussteilen

Der BGH hat am 19.10.12 eine
spiegelbildliche  Entscheidung
zum Urteil vom 11.5.2012 (V
ZR 193/11) — ZIV 2012, 47 ge-
troffen. Darin hatte er entschie-
den, dass bei Abrechnungsfeh-
lern in einer Hausgeldabrech-
nung i.d.R. nur eine auf diesen
fehlerhaften Teil beschrankte
Beschlussanfechtung  gestatte.
Der restliche Beschluss habe
dagegen im Zweifel unangetastet
zu bleiben.

Im Rahmen einer — betragsma-
Rig beschrénkten- Beschlussan-
fechtung zu einer Sonderumlage
sah der BGH dagegen nunmehr
nur die Mdglichkeit, den gesam-
ten Beschluss zu uberpriifen. Der
Sondereigentiimer klagte gegen
den  Sonderumlagenbeschluss
nur teilweise, weil er den Betrag
der Sonderumlage fur zu hoch
erachtete. Das Gericht sei be-
fugt, einzelne Positionen, etwa
in einer Abrechnung auf Anfech-
tung hin zu entfernen. Nicht
zuldssig sei es dagegen, die ge-

troffene Regelung inhaltlich zu
andern oder durch geeignet er-
scheinende andere Malinahmen
zu ergdnzen oder zu ersetzen.
Das Gericht sei darauf be-
schrankt zu entscheiden, dass der
Beschluss wirksam sei oder
nicht. Die vorliegend unzuldssig
beschrankte  Anfechtungsklage
legte der Senat daher dahinge-
hend aus, dass sich die Anfech-
tung auf den gesamten Beschluss
beziehe. Nur dies entsprache
letztlich dem klagerischen Be-
gehren (V ZR 233/11).
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Zur Auslegung der Kostenverteilungsregelung in der Gemeinschaftsordnung

Die Gemeinschaftsordnung sah
folgende Regelung fur die Ver-
teilung von Instandsetzungskos-
ten vor: ,, Einrichtungen, Anla-
gen und Gebdaudeteile, die nach
der Beschaffenheit oder dem
Zweck des Bauwerks oder ge-
mal dieser Teilungserklarung
zum ausschlieBlichen Gebrauch
durch einen Wohnungseigentii-
mer bestimmt sind (z.B. Balkone,
Terrassen, Veranden, Einstell-
platze), sind von ihm auf seine
Kosten instand zu setzen und
instand zu halten.“ Auf der
Eigentiimerversammlung  vom
10.3.2012 beschlossen die Woh-
nungseigentiimer, dass die Kos-
ten der Sanierungsanalyse flr
die Sanierung der Balkone
zweier Eigentiimer von der Ge-
meinschaft Gbernommen werden
sollten. Die Analyse legte u.a.
Mangel an der Fugenabdichtung
und Rissbildungen am Fliesen-
belag offen. Die gegen den Be-
schluss erhobene Anfechtungs-
klage hatte durch alle drei In-
stanzen Erfolg.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
vom 16.11.2012 aus, dass nach
stdndiger Rechtsprechung des
BGH bei der Auslegung einer
Teilungserklarung  mafRgebend
auf den Wortlaut und den Sinn
abzustellen sei, wie er sich fir
einen unbefangenen Betrachter
als nachstliegend ergebe. Um-
stdnde auBerhalb der Eintragung
dirften nur herangezogen wer-
den, wenn sie nach den besonde-
ren Verhdltnissen des Einzelfal-
les fur jedermann ohne weiteres
erkennbar seien (Beschluss vom
7.10.2004, V ZB 22/04, Be-
schluss vom 10.9.1998, V ZB
11/98, BGHZ 139, 288, 291).

Das Berufungsgericht hebe zu
Recht hervor, dass die Uberbiir-
dung der gesamten Kostenlast
schon nach der sprachlichen
Fassung der Gemeinschaftsord-
nung daran ankniipfe, dass der
Balkon zum ,ausschlieBlichen
Gebrauch® durch den jeweiligen
Wohnungseigentiimer bestimmt
sei und die Ubrigen Wohnungs-
eigentimer von der Nutzung
ausgeschlossen seien. Es sei

zudem keine Einschrankung
hinsichtlich der Kosten zu er-
kennen. Danach sei nicht ersicht-
lich, dass die das Gemein-
schaftseigentum  betreffenden
Sanierungskosten nicht von dem
jeweiligen Wohnungseigentiimer
getragen werden sollten. Es sei
zwar richtig, dass die den Eintritt
von Feuchtigkeit verhindernden
MaRnahmen auch der Erhaltung
des Gesamtgebdudes zugute
kommen kénne. Nur knupfe die
Regelung hieran nicht an. In
Ubereinstimmung mit dem kla-
ren und eindeutigen Wortlaut,
dem insbesondere keine Diffe-
renzierung zwischen Sonder-
und Gemeinschaftseigentum zu
entnehmen sei, bestlinde der
Sinn der Regelung vielmehr
darin, dass die ubrigen — von der
Nutzung der Balkone ausge-
schlossenen  Wohnungseigenti-
mer - deshalb von der Verpflich-
tung zur Instandhaltung und
Instandsetzung aller Balkonteile
befreit sein sollten, weil diese
Lasten bei einer Bauweise ohne
Balkone nicht angefallen waren
(V. ZR 9/12).

Beendetes Verwalteramt und Zustimmungsfortgeltung (8 12 WEG)

Ein Kaufer einer Wohnung be-
antragte im April 2011 die Um-
schreibung des Eigentums auf
seinen Namen. Dem Antrag
beigefiigt war eine Zustimmung
des Verwalters, weil die Ge-
meinschaftsordnung ein  Zu-
stimmungserfordernis im Sinne
von § 12 WEG vorsah. Da der
Verwalter nach Erteilung der
Zustimmung aber vor Beantra-
gung der Eigentumsumschrei-
bung zum 31.12.2010 sein Amt
beendet hatte, lehnte das Grund-
buchamt die Umschreibung ab.
Es flihrte aus, dass der zustim-
mende Verwalter zurzeit der
Beantragung der Eigentumsum-

schreibung noch Amtsinhaber
sein musse. Der Erwerber solle
daher die Zustimmung durch den
neuen WEG-Verwalter vorlegen.
Hiergegen legte der Erwerber
Beschwerde ein. Nach deren
Zuruckweisung wurde Rechtsbe-
schwerde zum BGH eingelegt.
Der BGH wies das Grundbuch-
amt mit  Beschluss vom
11.10.2012 an, die Eintragung
vorzunehmen.

Der Umstand, dass der zustim-
mende Verwalter bereits am
31.12. ausgeschieden sei und bei
Eingang des Umschreibungsan-
trages nicht mehr Amitsinhaber

war, sei unbeachtlich. Der Ver-
walter nehme bei seiner Ent-
scheidung kein eigenes Recht
wahr, sondern werde grundsatz-
lich als Treuh&nder und mittel-
barer Stellvertreter der Woh-
nungseigentimer tatig (BGH
Urteil vom 13.5.2011, V ZR
166/10 — ZIV 2011, 48). Durch
das Erfordernis der Zustimmung
sollten die dbrigen Wohnungs-
eigentlimer davor geschiitzt wer-
den, dass Wohneigentum in die
Hand eines personlich oder fi-
nanziell unzuverléssigen Erwer-
bers gerdt. Der Verwalter habe
daher bei der ihm (bertragenen
Entscheidung die Interessen der
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tbrigen Eigentimer wahrzu-
nehmen. Seine Zustimmung zur
VerauRerung ersetze den andern-
falls notwendigen Beschluss der
anderen Wohnungseigentlmer.
Die Verwaltungsbefugnis der
Wohnungseigenttmer werde
indessen dadurch, dass die Zu-
stimmungskompetenz in  der
Gemeinschaftsordnung auf den

Kommentar

SHLIES

Verwalter Ubertragen  werde,
nicht verdrangt (BGHZ 131,
346, 351). Die Wohnungseigen-
timer konnten jederzeit — auch
ohne eine Vorlage des Verwal-
ters oder des betroffenen Woh-
nungseigentiimers — dessen Zu-
stimmungsbefugnis an sich zie-
hen und Uber die Erteilung der
Zustimmung entscheiden (BGH-

Urteil vom 13.5.2011, V ZR
166/10 — ZIV 2011, 48). Die
Zustimmung des Verwalters sei
fur die Wohnungseigentimer —
auch uUber die Beendigung des
Verwalteramtes hinaus — solange
bindend, wie diese nichts ande-
res beschldssen (V ZB 2/12).

Konsequenzen der Kehrtwende des BGH

Mit Urteil vom 26.10.12 haben
sich Gesetzgeber und BGH end-
gultig festgefahren. Die gesetzli-
che Regelung kann in einigen
Gemeinschaften zu einer An-
fechtungsklagenwelle fuhren.

Ficht ein Wohnungseigentliimer
einen Beschluss an, sind die
tbrigen  Wohnungseigentlimer
zwangslaufig Beklagte dieses
Rechtsstreits. Nach Anfechtung
eines Mitgemeinschafters konnte
ein Beklagter im Anschluss hie-
ran noch im Wege der Neben-
intervention den KIager unter-
stiitzen, blieb aber im Ubrigen
Beklagter. Damit, was in Praxi
auch geschah, hatte der Nebenin-
tervenient die Mdoglichkeit unab-
héngig von allen anderen KI&-
gern Berufung einzulegen.

Nach der gesetzlichen Regelung
ist dies an sich der Beitritt eines
Dritten, am Rechtsstreit Unbe-
teiligten auf einer Seite des
Rechtsstreits. Diese Ldsung war
von Anfang an rechtlich unsau-
ber, weil der beklagte Woh-
nungseigentiimer kein ,,Dritter*
im Sinne von § 66 ZPO ist, son-
dern Beklagter (Wer ein rechtli-
ches Interesse daran hat, dass in
einem zwischen anderen Perso-
nen anhéngigen Rechtsstreit®).
Diese extensive Auslegung hatte
der BGH wohl in dem Bemihen

gewdhlt, die gesetzlich miss-
gliickte Regelung nachzubes-
sern.

Dieser Form des ,,Seitenwech-
sels* hat der BGH nun mit dem
neuerlichen Urteil ohne néhere
Begriindung die Absage erteilt.
Der Klager legt mithin fortan
wieder fest, wer Beklagter ist
und auch bleibt. Das hat zur
Folge, dass kunftig wieder jeder
Wohnungseigentiimer gut bera-
ten ist, im Zweifel anzufechten,
wenn er glaubt, an einem Be-
schluss einen Makel gefunden zu
haben und er zudem flrchtet,
dass ein anderer Eigentlimer
diesen Beschluss anficht. Nur so
kann er vorauseilend dafiir sor-
gen, nicht am Ende auf der Ver-
liererbank der Beklagten Platz
nehmen zu mussen.

De lege ferenda wird dem Ge-
setzgeber nur brig bleiben, die
missgliickte gesetzliche Rege-
lung dahin gehend abzuandern,
dass ein Parteiwechsel zur Kla-
gerseite noch mdoglich ist, nach-
dem alle Beteiligten von der
Klage im Wege der Zustellung
erfahren haben, etwa bis zum
Beginn der mindlichen Ver-
handlung.

Das neue Urteil wirft unterdes-
sen weitere Probleme auf. Der

BGH meint, in der gegebenen
Prozesssituation wére die Ver-
bindung der Rechtsstreite die
richtige MaRnahme gewesen.

Die Tatsache, dass weder Partei-
en noch die Instanzgerichte so
verfuhren, weist auf einen unge-
ahnten  Gestaltungsmissbrauch
hin. Nehmen wir an, eine Ge-
meinschaft fasst einen Be-
schluss, den ein Wohnungs-
eigentumer fur rechtswidrig halt.
Er ficht fristgerecht an und be-
grindet die Klage fristgerecht.

Ein anderer Eigentiimer mdochte
wiederum die Anfechtungsklage
zu Fall bringen. Nach den Er-
kenntnissen des jingsten BGH-
Urteils leiten sich die Hand-
lungspflichten hieraus ab. Er
ficht fristgemaR an, begriindet
die Klage aber nicht. Sie ist als
unbegriindet abzuweisen. Die
Rechtslage dieses Urteils wird
bindend, wenn keine Berufung
eingelegt wird.

Mangels Klagebegriindung wird
dieser Rechtsstreit voraussicht-
lich auch schneller entschieden
werden, als die andere Klage des
redlich anfechtenden Eigenti-
mers. Dessen Klage wird viel-
mehr unmittelbar nach Rechts-
kraft des Urteils unzulassig,
wenn die beiden Prozesse nicht
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miteinander verbunden werden.
Die Rechtskraft des Urteils ver-
bietet eine erneute Sachentschei-
dung.

Nun muss das Gericht von Amts
wegen nach § 47 WEG zwei
Anfechtungsklagen miteinander
verbinden. Das setzt aber voraus,
dass dem Gericht die doppelte
Rechtshangigkeit bekannt ist
oder gemacht wird.

Versicherungsrecht

SHLIES

Wie dem Rechtsstreit beim BGH
weiter zu entnehmen ist, haben
die Berufungsgerichte dort auch
sehenden Auges keine Verbin-
dung angeordnet, mehr noch,
der BGH moniert, dass kein
»Antrag® gestellt worden sei.

Es darf daher bezweifelt werden,
dass die Gerichte aktuell Vor-
sorge treffen, um entsprechende
Prozesssituationen kiinftig zu

vermeiden. Es miussten die je-
weils eingehende Anfechtungs-
klagen der selben Wohnungs-
eigentimergemeinschaften  auf
ihre Antragsidentitat Uberprift
werden. Alle Anfechtungskla-
gen, die sich gegen denselben
Beschluss richten, waren dann
von Amts wegen zu verbinden.

Gefahrerhéhung durch Nutzungsanderung

In einem Hinweisbeschluss vom
20.6.12 teilte der fur Versiche-
rungsrecht zusténdige IV. Zivil-
senat einem Immobilieneigen-
tmer mit, dass seine Beschwer-
de gegen die Nichtzulassung der
Revision keine Aussicht auf
Erfolg habe. Der Immobilien-
eigentimer hatte im Juli 2007
eine  verbundene  Gewerbe-
Gebdude-Versicherung (VGGB
2006) abgeschlossen. Versicher-
te Gefahren waren Feuer, Lei-
tungswasser, Sturm und Hagel.
Der Versicherungsschein wies
als Betriebsart ,,Hausverwaltung
(reiner Biirobetrieb)“ aus. Tat-
séchlich stand aber das Gebdude
leer. Der Versicherungsnehmer
beantragte bei der Bauordnungs-
behorde die Genehmigung der
Nutzungsanderung eines Gewer-
bebetriebes in einen bordelldhn-
lichen Betrieb mit gewerblicher
Zimmervermietung. Kurz darauf
begann der Versicherungsneh-
mer mit den Umbauarbeiten und
nahm wenig spéter teilweise
auch die Nutzungsart auf.

Mitte 2008 drangen Unbekannte
in das Gebéude ein und 6ffneten
u.a. im Dachgeschoss die Was-
serentnahmestellen und Eckven-
tile, durch die Leitungswasser

austrat und sich im Gebéaude

verteilte. Infolge der Durch-
feuchtungen von Decken und
Wianden entstand erheblicher

Sachschaden am Gebéaude.

Nach Meldung des Versiche-
rungsschadens kiindigte die Ver-
sicherung den Versicherungsver-
trag fristlos und berief sich auf
Leistungsfreiheit, weil weder der
Umbau noch die Nutzung als
bordelldhnlicher Betrieb ange-
zeigt wurden. Der Versiche-
rungsnehmer verklagte die Ver-
sicherung und obsiegt vor dem
LG Saarbricken. Das Saarlandi-
sche OLG hob das Urteil auf und
wies die Klage ab. Die Revision
wurde nicht zugelassen. Hierge-
gen wandte sich der Versiche-
rungsnehmer mit seiner Be-
schwerde.

Der BGH fiihrte in seinem Be-
schluss aus, dass die Versiche-
rung sich zu Recht auf Leis-
tungsfreiheit berufen habe. Es
sei eine Gefahrerhdhung einge-
treten. Eine Gefahrerhdhung
liege schon dann vor, wenn ein
Umstand unter Berticksichtigung
moglicher Kausalverldufe die
Wahrscheinlichkeit des Eintritts
des Versicherungsfalles in einer

ex- ante- Betrachtung steigere.
Ein Dritter, der die fraglichen
Umstédnde kenne, misse allein
aufgrund dieser Kenntnis eine
Erh6hung der Wahrscheinlich-
keit des Eintritts des Versiche-
rungsfalles konstatieren kdnnen.
Die Anzeigepflicht bei Gefahr-
erhdhungen diene dazu, das
Gleichgewicht zwischen Pra-
mienaufkommen und Versiche-
rungsleistung aufrecht zu erhal-
ten. Der Versicherer solle nicht
gezwungen sein, sich an einem
Versicherungsvertrag festhalten
zu lassen, obwohl sich die Risi-
kolage so geédndert habe, dass
nach den Erkenntnissen der Ver-
sicherungsmathematik und den
Grundsatzen der Versicherungs-
technik die Erhebung einer ho-
heren Pradmie geboten ware. VVon
einer Gefahrerhéhung konne
demnach nur dann gesprochen
werden, wenn nachtrdglich eine
Gefahrenlage eingetreten sei, bei
welcher der Versicherer den in
Frage stehenden Versicherungs-
vertrag entweder Uberhaupt nicht
oder jedenfalls nicht zu der ver-
einbarten Prdmie abgeschlossen
habe.

Eine  Nutzungsanderung des
Gebéudes konne nach standiger
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Mehrere Prozesse, in denen Klagen auf Erklärung oder Feststellung der Ungültigkeit
desselben Beschlusses der Wohnungseigentümer erhoben werden, sind zur gleichzeitigen
Verhandlung und Entscheidung zu verbinden. Die Verbindung bewirkt, dass die Kläger der
vorher selbständigen Prozesse als Streitgenossen anzusehen sind.


Rechtsprechung des BGH eine
Gefahrerhéhung begriinden
(BGH VersR 1966, 721). Eben-
falls sei anerkannt, dass die An-
derung der gewerblichen Nut-
zung von Raumlichkeiten zur
Nutzung als Bordell anzeige-
pflichtig sei. Die Anzeigepflicht
beruhe auf der Annahme, dass

Gesetzgebung

SCHULTZE "z%
ecnisanwAii: W

mit dieser Nutzungsénderung
eine  Gefahrerhdhung einher
gehe, weil damit haufig Kontak-
te zum kriminellen Milieu ver-
bunden seien. Damit habe das
Berufungsgericht auch ohne
Beweisaufnahme  entscheiden
dirfen, dass die Versicherung
bei Kenntnis der beabsichtigten

Nutzungsanderung den Versi-
cherungsvertrag gar nicht oder
jedenfalls zu deutlich anderen
Bedingungen abgeschlossen
hatte. Sie habe daher mangels
Anzeige der Gefahrerhthung
zulassigerweise von ihrem Leis-
tungseintritt Abstand nehmen
dirfen (IV ZR 150/11).

Mietrechtsreform vom Bundestag verabschiedet

Am 13.12.2012 hat der Deutsche
Bundestag die Mietrechtsreform
verabschiedet (BT-DrS
17/10485). Das Mietrecht wird
hierdurch in wesentlichen Berei-
chen vermieterfreundlicher. Die
Durchfuhrung von Modernisie-
rungsmafnahmen einschliellich

Mieterhthung werden erleich-
tert. Auch das Contracting er-
fahrt eine erleichterte vertragli-
che Umsetzung. Daneben wurde
die Rdumung von Wohnraum
erleichtert. Das sogenannte Ber-
liner Modell der Rdumung hat
eine gesetzliche Regelung erfah-
ren und damit die aktuell be-
stehenden rechtlichen Folgepro-
bleme der Verwahrung des
Raumungsgutes beseitigt.
Schlieflich wurde der Prozess-
verschleppung im R&umungs-
prozess der Kampf angesagt.
Auf Anordnung des Gerichts

muss der Mieter nun im laufen-
den Rechtsstreit Sicherheit fir
die laufenden Mietzahlungen
erbringen, will er vermeiden,
mittels einstweiligen Verfigung
gerdumt zu werden. Das Gesetz
muss noch den Bundesrat passie-
ren. Dies soll am 1.2.2013 erfol-
gen. Es wird sich zeigen, ob das
Gesetz dann noch wesentliche
Anderungen erfihrt. Wenn die
endglltige Fassung feststeht,
wird sich der Verwalterstamm-
tisch mit dem Gesetz befassen.

Gesetz zur Reform der Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung

Am 1.1.2013 ist das Gesetz zur
Reform der Sachaufklérung in
der  Zwangsvollstreckung in
Kraft getreten (BGBI. 2009 Teil
I. 2258). Es wurde schon am
31.7.2009 verabschiedet, damit
die befassten Behdrden genug
Zeit zur Umsetzung haben. We-
sentliches Kernanliegen ist eine
Straffung des Zwangsvollstre-
ckungsverfahrens. So sind die
Schuldnerverzeichnisse  kinftig
nicht mehr dem einzelnen Amts-
gericht zugeordnet. Sie werden
zentralisiert flr jedes Bundes-
land gefihrt. In Sachsen ist das
zentrale Gericht in  Zwickau

beheimatet. Die dort gesammel-
ten Daten werden wie in allen
anderen Bundeslander auch dem
zentralen  Vollstreckungsportal
Ubermittelt. Dort kann man —
nach einer entsprechenden Au-
thentifizierung — unter Angabe
berechtigter Interessen Einsicht
in das Schuldnerverzeichnis
nehmen

(www.Vollstreckungsportal.de).
Das Vollstreckungsportal sam-
melt indessen nur neue Daten.
Will man aktuell ein vollstandi-
ges Bild der Bonitat erhalten,
muss eine Anfrage beim Schuld-
nerportal und beim Schuldner-

verzeichnis alter Pragung beim
jeweils zustandigen Amtsgericht
gestellt werden. Die Amtsgerich-
te stellen ihre Arbeiten hinsicht-
lich der alten Schuldnerver-
zeichnisse in finf Jahren ein.

Neben dieser Anderung wird es
flr den Gerichtsvollzieher erwei-
terte Befugnisse geben. Bisher
war es Aufgabe des Glaubigers,
Informationen Uber den Schuld-
ner, vor allem aber seinen Auf-
enthaltsort zu ermitteln. Das
gestaltet/(e) sich mitunter auf-
grund der strengen Datenschutz-
bestimmungen schwierig. Der
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Gerichtsvollzieher darf nun auch
selbst Ermittlungen zum Wohn-
sitz oder Aufenthaltsort anstel-
len. Dazu kann er Anfragen bei
den Einwohnermeldedamtern,
dem  Auslanderzentralregister
und auch bei den gesetzlichen
Rentenversicherungstragern

sowie dem Kraftfahrtbundesamt

SHLIES

stellen. Auch eine Anfrage bei
Kreditinstituten zur Ermittlung
der Adresse ist nach § 802 | ZPO
n.F. méglich.

Beim Rentenversicherungstrager
kann der Gerichtsvollzieher zu-
dem kunftig den Arbeitgeber des
Schuldners erfragen.

Die eidesstattliche Versicherung
(88 807, 900 ZPO) wird kinftig
»Vermogensauskunft“  heilen.
Sie kann ohne Anderung der
Umstédnde nun nicht mehr nur
alle 3 Jahre (88 807, 903 ZPO),
sondern alle 2 Jahre abgefordert
werden (8 802 d ZPO n.F.).

Liberalisierung der Regelungen zum Schornsteinfegerrecht

Das Gesetz zur Regelung des
Schornsteinfegerwesens ist in
seiner novellierten Fassung am
1.1.2013 in Kraft getreten. Das
Schornsteinfegerwesen soll den
EU-Vorgaben entsprechend
mehr Wettbewerb zulassen. Das
Gesetz beendet teilweise die
bezirksméRige Aufteilung der
Arbeitsgebiete und damit der
Monopolstellung der Schorn-
steinfeger und Schornsteinfe-
germeister (kiinftig: bevollméch-
tigte  Schonsteinfeger). Vor

Verzugszinssatze

allem die regelmaRigen Kehr-
und Uberpriifungsaufgaben kon-
nen bei akkreditierten Personen
in Auftrag gegeben werden.
Diese Arbeiten sind auch nicht
mehr an bestimmte Gebdihren-
sétze gekoppelt. Die Zulassung
kann auf der Internetseite des
Bundesamtes fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (www.bafa.de)
Uberpruft werden. Im Gegenzug
ist der jeweilige Eigentimer
verpflichtet, selbst fir die Ein-
haltung der Kehrintervalle ver-

pflichtet. Die bevollméchtigten
Bezirksschornsteinfeger nehmen
in ihrem Bezirk aber weiterhin
die offentlich-rechtlichen Uber-
wachungsaufgaben wahr, wie
z.B. die Fuhrung des Kehrbuchs
mit der Kontrolle, ob die vorge-
schriebenen  Schornsteinfeger-
arbeiten durchgefuhrt wurden
sowie die Durchfuhrung der
Feuerstéttenschau und die Ertei-
lung von Bescheinigungen zu
Bauabnahmen nach Landesrecht.

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis-
zinssatz
%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7.bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7. bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 1,21
1.7. bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95
1.1. bis 30.6.2007 2,7
1.7. bis 31.12.2007 3,19

Verzugs-  Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% cherbeteili- zins- cherbeteili-
gung % satz % gung %
7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8§12
6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512  §,12
6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512  §,12
6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12
6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2011 0,37 537 8,37
6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512  §,12
6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2012 0,12 512  §,12
1,7 10,7 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 487 7,87
8,19 11,19
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Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknlpft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8§ 286 Abs. 2
BGB).

SHLIES

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf

Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grole ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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REcHisANWALTE

SCHULTZE ™22

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist, die Nut-
zung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebenen)
haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch fur die verdffentlichten Leit-
sétze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenbanken und
ahnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und Weise
zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankméaBig zuganglich gemacht werden. ZURUCK



